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Deskriptoren Erweiterte Honorarverteilung

Beitragsabzug
vertragsärztliche Tätigkeit nach
Vollendung des 65. Lebensjahres

Leitsätze Die Regelung, wonach Vertragsärzte, die
nach der Vollendung des 65.
Lebensjahres an der Erweiterten
Honorarverteilung (EHV) teilnehmen und
zugleich weiter vertragsärztlich tätig sind,
zum Beitragsabzug herangezogen
werden, ohne eine Erhöhung ihres EHV-
Honorars oder ihrer Anwartschaften zu
erhalten, verstößt jedenfalls dann gegen
den Grundsatz der
Honorarverteilungsgerechtigkeit (Art. 12
Abs. 1 i. V. m. § 3 Abs. 1 GG), wenn sie
den Anspruchshöchstsatz nach § 3 Abs. 1
GEHV 2006 noch nicht erreicht haben.

Normenkette GG Art 3 Abs 1
GG Art 12 Abs 1
KVHG (juris: KÄV/KZÄVG HE) § 8 Abs 1
GEHV 2006 (juris: ErwHVGrs HE) § 2 Abs.
2
GEHV 2006 (juris: ErwHVGrs HE) § 3 Abs.
1
GEHV 2006 (juris: ErwHVGrs HE) § 8 Abs.
1
§ 54 SGG
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3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Marburg vom 22. Oktober 2014 aufgehoben, soweit damit die Beklagte verpflichtet
wird, den KlÃ¤ger Ã¼ber die Festsetzung der EHV-BeitrÃ¤ge unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts neu zu bescheiden.
Im Ã�brigen wird die Berufung der Beklagten mit der MaÃ�gabe zurÃ¼ckgewiesen,
dass der Honorarbescheid vom 28. September 2012 fÃ¼r das Quartal II/2012 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 3. April 2013 aufgehoben wird, soweit
BeitrÃ¤ge fÃ¼r die EHV in HÃ¶he von 832,32 Euro einbehalten wurden.

Die Beklagte hat auch die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen den Abzug von BeitrÃ¤gen fÃ¼r die Erweiterte
Honorarverteilung (EHV) der Beklagten im Honorarbescheid fÃ¼r das Quartal
II/2012.

Der KlÃ¤ger war vom 1. Oktober 1980 bis zum 31. Dezember 2002 zur
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung in Hessen zugelassen und vom 1. Januar bis 31.
MÃ¤rz 2003 im Rahmen einer Notbeauftragung. Seit dem 1. April 2003 nimmt er mit
einem Anspruchssatz von 11,574% an der EHV teil (Bescheid vom 3. Dezember
2003), der durchschnittliche Anspruchssatz betrÃ¤gt nach den Angaben der
Beklagten 11,579%. Seither setzt die Beklagte das EHV-Honorar quartalsweise
durch Bescheid fest, die Bescheide sind jeweils bestandskrÃ¤ftig geworden. Der
KlÃ¤ger ist seit dem 12. April 2012 als hausÃ¤rztlich tÃ¤tiger Internist erneut zur
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung mit Praxissitz in C-Stadt zugelassen.

Die Beklagte setzte mit Honorarbescheid vom 28. September 2012 das
Nettohonorar des KlÃ¤gers fÃ¼r das streitgegenstÃ¤ndliche Quartal auf 15.250,63
Euro fest. FÃ¼r die Zahlung im Rahmen der EHV ergaben sich einbehaltene
Honoraranteile in HÃ¶he von 832,32 Euro. Hiergegen legte der KlÃ¤ger am 11.
Dezember 2012 Widerspruch ein. Er trug vor, er wende sich insbesondere gegen die
Verpflichtung, BeitrÃ¤ge fÃ¼r die EHV zu leisten, er sehe fÃ¼r sich keine
finanziellen Vorteile bei weiteren Zahlungen an die EHV. 23 Jahre habe er bereits in
die EHV einbezahlt und nehme nunmehr an der EHV teil. Wenn er sechs weitere
Jahre arbeite, wÃ¤re er 84 Jahre alt. Falls er dann noch zwei Jahre leben wÃ¼rde,
kÃ¶nne das bedeuten, dass seine weiteren Zahlungen nicht den gewÃ¼nschten
Effekt gebracht hÃ¤tten.

Die Beklagte wies den Widerspruch gegen den Honorarbescheid vom 28.
September 2012 mit Widerspruchsbescheid vom 3. April 2013 als unbegrÃ¼ndet
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zurÃ¼ck. Nach den GrundsÃ¤tzen der Erweiterten Honorarverteilung der
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung Hessen kÃ¶nnten auf Grund der ab Mai 2010
gÃ¼ltigen SatzungsÃ¤nderung Ã�rzte, die das 65. Lebensjahr vollendet und damit
Anspruch auf Teilnahme an der EHV hÃ¤tten, nunmehr bereits an der EHV
teilnehmen und dennoch weiterhin ihre vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit ausÃ¼ben.
Alle zugelassenen VertragsÃ¤rzte wÃ¼rden jedoch zur Finanzierung der EHV
herangezogen. Eine Verletzung der EMRK sei nicht ersichtlich.

Mit Bescheid vom 10. April 2013 setzte die Beklagte das EHV-Honorar fÃ¼r das
Quartal III/2012 auf 5.424,17 Euro (brutto) fest, der Bescheid wurde
bestandskrÃ¤ftig.

Gegen den Widerspruchsbescheid vom 28. September 2012 hat der KlÃ¤ger am 25.
April 2013 Klage zum Sozialgericht Marburg erhoben. ErgÃ¤nzend zu seinem
Widerspruchsvorbringen hat er vorgetragen, sein nach Art. 1 EMRK geschÃ¼tztes
Eigentum werde verletzt. Streitgegenstand sei der Abzug fÃ¼r die EHV. Die
Beklagte gehe nicht auf seine persÃ¶nliche Situation ein. Der Einbehalt bedeute
eine Sondersteuer oder Enteignung. Er sei finanziell strafend und
altersdiskriminierend.

Die Beklagte hat auf ihre AusfÃ¼hrungen im angefochtenen Widerspruchsbescheid
verwiesen und ergÃ¤nzend vorgetragen, eine Verletzung der EMRK sei nicht
ersichtlich. Der statusrechtliche Charakter der EHV lasse es nicht zu, Ã¼ber die
RechtmÃ¤Ã�igkeit der EHV in einem Streitverfahren gegen die Honorarbescheide zu
befinden. Die tatsÃ¤chliche Belastung des KlÃ¤gers betrage im streitbefangenen
Quartal nur 5,3191%. Der vom KlÃ¤ger geltend gemachte fehlende Vorteil sei nicht
Gegenstand des Verfahrens gegen den Honorarbescheid. In der ab dem 1. Juli 2012
gÃ¼ltigen Neuregelung der EHV erhalte der Vertragsarzt, der bereits an der EHV
teilnehme, die HÃ¤lfte der fÃ¼r die Beitragsklasse festgeschriebenen Punkte. FÃ¼r
den Zeitraum ab III/2012 sei die EHV insgesamt reformiert worden. Das
Bundessozialgericht habe in seinem Urteil vom 16. Juli 2008 (B 6 KA 38/07 R)
ausgefÃ¼hrt, dass eine Neuausrichtung der EHV nicht dadurch in Frage gestellt
werde, dass einzelne Elemente anderer GrundsÃ¤tze der EHV aufgegeben oder
modifiziert wÃ¼rden. Die Ã�nderungen zum Quartal ab III/2012 kÃ¶nnten somit
keine rÃ¼ckwirkenden Auswirkungen auf die im Gestaltungsspielraum der
Beklagten erlassenen, vorliegend maÃ�geblichen Regelungen bis zum Quartal
II/2012 haben. Angesichts des Anspruchssatzes des KlÃ¤gers liege ein HÃ¤rtefall
nicht vor.

Mit Gerichtsbescheid vom 22. Oktober 2014 hat das Sozialgericht nach AnhÃ¶rung
der Beteiligten den Honorarbescheid vom 22. September 2012 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 3. April 2013 insoweit aufgehoben, als BeitrÃ¤ge fÃ¼r
die EHV einbehalten wurden. Es hat die Beklagte weiter verpflichtet, den KlÃ¤ger
Ã¼ber die Festsetzung der EHV-BeitrÃ¤ge unter Beachtung der Rechtsauffassung
des Gerichts neu zu bescheiden. Die Klage sei zulÃ¤ssig. Ein Vertragsarzt, der
geltend machen wolle, dass er ohne hinreichende rechtliche Grundlage an der EHV
teilnehmen mÃ¼sse, kÃ¶nne dies nicht im Rahmen eines Honorar- oder
Beitragsstreits klÃ¤ren lassen, sondern mÃ¼sse die Beklagte in einem gesonderten
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Verfahren gerichtlich auf eine entsprechende Feststellung in Anspruch nehmen.
Richtige Klageart sei dann die kombinierte Anfechtungs- und Feststellungsklage
(Hinweis auf BSG, Urteil vom 19. Februar 2014 â�� B 6 KA 8/13 R â�� juris Rdnr.
20). Von der Frage, ob die RechtmÃ¤Ã�igkeit der die Grundstrukturen der EHV
regelnden Normen im hier anhÃ¤ngigen Honorarstreitverfahren Ã¼berprÃ¼ft
werden kÃ¶nne, sei die PrÃ¼fung zu trennen, ob der Abzug von BeitrÃ¤gen zur EHV
in den streitigen Quartalen uneingeschrÃ¤nkt rechtmÃ¤Ã�ig war (Hinweis auf BSG,
Urteil vom 9. Dezember 2004 â�� B 6 KA 44/03 R â�� BSGE 94, 50 Rdnr. 121 ff.).
Gegenstand des Klageverfahrens sei jedenfalls nur noch der Abzug von BeitrÃ¤gen
zur EHV im Quartal II/2012. Die Klage sei auch begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger habe einen
Anspruch darauf, die Beklagte zu verpflichten, ihn Ã¼ber die Festsetzung der EHV-
BeitrÃ¤ge unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu bescheiden.
Eine Verletzung des Eigentumsschutzes nach Art. 14 Abs. 1 GG oder der EMRK,
worunter AnsprÃ¼che nach den GEHV fielen, komme nicht in Betracht. Mit der
Ã�nderung sei es VertragsÃ¤rzten erstmals ermÃ¶glicht worden, nach Erreichen des
65. Lebensjahres ihre vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit bei gleichzeitigem EHV-Bezug
fortzusetzen. Wie zuvor unterliege aber die vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit der
Heranziehung zur EHV. Ein Eingriff in bestehende Anwartschaften oder Rechte
scheide daher aus. Mit Â§ 8 Abs. 1 Satz 5 GEHV liege aber eine Ungleichbehandlung
vor. Der KlÃ¤ger nehme weiterhin an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung teil und
werde zur Finanzierung der EHV herangezogen, ohne dass er, obwohl er den
AnspruchshÃ¶chstsatz noch nicht erreicht habe, auch bei Beendigung seiner
vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit seinen Anspruch auf Teilnahme an der EHV noch
erhÃ¶hen kÃ¶nnte. Damit werde er gegenÃ¼ber den Ã¼brigen an der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung teilnehmenden VertragsÃ¤rzten benachteiligt.
Wesentlich im Hinblick auf die Gleichbehandlung ist die Teilnahme an der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung und die hieraus resultierende Heranziehung zur
Finanzierung der EHV. Der Umstand, dass der KlÃ¤ger nunmehr auch wegen
Erreichen des 65. Lebensjahres an der EHV teilnehmen kÃ¶nne, beruhe auf dem
Erreichen der Altersgrenze und dem Umstand, dass er in der Vergangenheit seiner
Heranziehung zur Finanzierung der EHV eine eigne Anwartschaft erzielt habe.
GrÃ¼nde dafÃ¼r, weshalb wegen des nunmehr zulÃ¤ssigen Bezugs der EHV ohne
Verzicht auf die Zulassung sich die weitere Heranziehung zur EHV nicht mehr auf
die zukÃ¼nftige Teilnahme an der EHV auswirken sollte, seien nicht ersichtlich.
Insofern habe die Kammer bereits mit Urteil vom 23. Oktober 2013 â�� S 12 KA
226/12 -, entschieden, dass immer dann, wenn BeitrÃ¤ge zur Finanzierung der EHV
erfolgten, sich dies auf eine Anwartschaft auswirken mÃ¼sse. Dies gelte nur dann
nicht, d. h. die Heranziehung zur EHV aus der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit
erhÃ¶he den Anspruchssatz dann nicht mehr, wenn bereits der
HÃ¶chstanspruchssatz erreicht worden sei (Hinweis auf SG Marburg, Urteil vom 8.
September 2010 â�� S 12 KA 507/09 â�� juris Rdnr. 23, LSG Hessen, Beschluss vom
14. Dezember 2011 â�� L 4 KA 78/10 -). Dies sei bei dem KlÃ¤ger aber nicht der
Fall. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne auch nicht darauf verwiesen werden, dass es im strittigen
Zeitraum je-dem Arzt frei gestanden habe, seinen Anspruchssatz weiterhin bis auf
18% zu erhÃ¶hen, indem er an einer vertragsÃ¤rztlichen Versorgung teilnehme,
ohne bereits an der EHV teilzunehmen. In diesem Fall habe der Vertragsarzt auch
nach dem 65. Lebensjahr wie vor Ã�nderung der GEHV seine Anwartschaft bzw.
seinen Anspruchssatz erhÃ¶hen kÃ¶nnen. Dadurch aber, dass die Beklagte bei
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Erreichen der Altersgrenze fÃ¼r den EHV-Bezug von einem Verzicht auf die
Zulassung abgesehen habe, habe sie keinen Grund geschaffen, die weitere
Heranziehung zur EHV von jeder AnspruchserhÃ¶hung in der Zukunft
auszuschlieÃ�en. Der Beklagten stehe es zwar grundsÃ¤tzlich frei, die Altersgrenze
festzusetzen und fÃ¼r den EHV-Bezug einen Verzicht auf die Zulassung
vorauszusetzen. Das Absehen vom Verzicht auf die Zulassung bilde aber kein
Ã�quivalent zu einer weiteren Heranziehung zur EHV ohne Auswirkung auf die
Anwartschaft. Vor einer Neubescheidung habe die Beklagte daher die GEHV fÃ¼r
den strittigen Zeitraum anzupassen. Im Rahmen ihres Gestaltungsspielraums stehe
es ihr frei, eine der Nachfolgeregelung entsprechende Regelung bereits fÃ¼r den
hier strittigen Zeitraum einzufÃ¼hren. Insofern halte es die Kammer fÃ¼r
zulÃ¤ssig, dass die weitere vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit nicht vollstÃ¤ndig, sondern
nur noch hÃ¤lftig zur AnspruchserhÃ¶hung fÃ¼hre. Die Beklagte kÃ¶nne aber auch
von einer gÃ¤nzlichen AnspruchserhÃ¶hung absehen, soweit sie von dem
vertragsÃ¤rztlichen Honorar keine BeitrÃ¤ge fÃ¼r die EHV abfÃ¼hre.

Gegen den ihr am 27. Oktober 2014 zugestellten Gerichtsbescheid hat die Beklagte
am 20. November 2014 Berufung beim Hessischen Landessozialgericht eingelegt.

Die Beklagte trÃ¤gt unter Hinweis auf das Urteil des BSG vom 9. Dezember 2004, B
6 KA 44/03 R vor, der statusrelevante Charakter der Teilnahme an der EHV lasse es
nicht zu, Ã¼ber die RechtmÃ¤Ã�igkeit der Regelungen Ã¼ber die EHV in einem
Streitverfahren gegen die Honorarbescheide zu befinden. Der Einwand des
KlÃ¤gers, dass ihm Honorar fÃ¼r die EHV einbehalten werde, obwohl er hieraus
keinerlei Rentenvorteil habe, sei nicht Streitgegenstand eines Verfahrens gegen den
Honorarbescheid des Quartals II/2012. Die Heranziehung zur EHV wirke sich zu
Recht nicht anwartschaftserhÃ¶hend aus. Der KlÃ¤ger sei nicht beschwert, ihm sei
ein Wahlrecht zugewachsen, bereits an der EHV teilzunehmen und zugleich
AbzÃ¼ge ohne Anwartschaftssteigerung hinzunehmen. Saldiert betrachtet habe
sich sein Einkommen gesteigert. Die Regelung sei in Kraft getreten, bevor der
KlÃ¤ger ab dem 12. April 2012 erneut zur vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit zugelassen
worden sei. Er habe bereits deshalb sein Anfechtungsrecht hinsichtlich des
streitgegenstÃ¤ndlichen Honorarbescheides verwirkt. Ein VerstoÃ� gegen Art. 3
Abs. 1 GG liege nicht vor. Soweit das Sozialgericht VertragsÃ¤rzte, die EHV-
BezÃ¼ge erhalten, AbzÃ¼ge ohne Anwartschaftssteigerung hinnehmen und noch
aktiv tÃ¤tig sind, mit VertragsÃ¤rzten vergleiche, die AbzÃ¼ge mit
Anwartschaftssteigerung bis 18% hinnehmen, handele es sich nicht um
vergleichbare Gruppen, weil die ZugehÃ¶rigen zur anderen Gruppe keine BezÃ¼ge
erhielten. Diese Gruppe sei an der EHV in der Form beteiligt, dass sie es
ausschlieÃ�lich finanziere und keine MÃ¶glichkeit zur Teilnahme habe. Die Gruppe
des KlÃ¤gers befinde sich dagegen auf einer Zwischenstufe zu den inaktiven
Ã�rzten, welche nach WahlrechtsausÃ¼bung auf beiden Seiten des Umlagesystems
stehe und dadurch saldiert besser gestellt sei. Der Unterschied, dass eine Gruppe
EHV-Leistungen beziehe, rechtfertige eine etwaige Ungleichbehandlung. Weiterhin
habe sie ihren Gestaltungsspielraum als Satzungsgeberin nicht Ã¼berschritten. Die
Ã�nderung zum Quartal III/2012 erlaube keinen RÃ¼ckschluss auf die
Rechtswidrigkeit der vorhergehenden Regelung. Ohne Â§ 8 Abs. 1 GEHV seien
UmgehungsmÃ¶glichkeiten gegeben, ein Arzt kÃ¶nne seine TÃ¤tigkeit beenden und
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danach an ein oder mehreren Monaten an der EHV teilnehmen, um sich danach
wieder vertragsÃ¤rztlich ohne AbzÃ¼ge zur EHV niederzulassen.

Die Beklagte beantragt,
den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Marburg vom 22. Oktober 2014
aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt (sinngemÃ¤Ã�),
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, es gehe ihm darum, jetzt keine zusÃ¤tzlichen BeitrÃ¤ge
mehr zu zahlen, wÃ¤hrend er bereits eine Rente aus der EHV erhalte. Intention sei
es, keine HonorarkÃ¼rzung um diesen Beitrag hinnehmen zu mÃ¼ssen, das
Honorar werde dringen benÃ¶tigt. Er kÃ¶nne in der Satzung keine Regelung zu
seinem Fall finden, es sei nicht so, dass er nach der GEHV (Â§ 3 Abs. 6) "weiterhin
zur Betragszahlung [ ] verpflichtet" sei, sondern nur von der Beklagten die
Beitragszahlung verlangt werde. Der Honorarabzug stelle eine Enteignung dar, weil
der zwangsweisen Einbehaltung seines Honorars keine Kompensation gegenÃ¼ber
stehe.

Wegen des Sach- und Streitstandes im Einzelnen wird auf den Inhalt der Gerichts-
und der Verwaltungsakte der Beklagten, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung waren, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte trotz des Ausbleibens des KlÃ¤gers aufgrund der mÃ¼ndlichen
Verhandlung entscheiden, weil der KlÃ¤ger ordnungsgemÃ¤Ã�e Terminsmitteilung
erhalten hat, in der er darauf hingewiesen worden ist, dass auch im Falle seines
Ausbleibens Beweis erhoben, verhandelt und entscheiden werden kann.

Die Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig und teilweise begrÃ¼ndet.

Der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Marburg vom 22. Oktober 2014 war
aufzuheben, soweit die Beklagte damit verpflichtet wurde, den KlÃ¤ger Ã¼ber die
Festsetzung der EHV-BeitrÃ¤ge neu zu bescheiden. Im Ã�brigen ist der
Gerichtsbescheid rechtlich nicht zu beanstanden.

Die Klage ist als Anfechtungsklage nach Â§ 54 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulÃ¤ssig,
denn das Begehren des KlÃ¤gers ist auf die Kassation des streitgegenstÃ¤ndlichen
Honorarbescheids fÃ¼r das Quartal II/2012 gerichtet, soweit damit BeitrÃ¤ge zur
Erweiterten Honorarverteilung (EHV) in HÃ¶he von 832,32 Euro vom
Quartalshonorar abgezogen werden. Die vom Bundessozialgericht gegen eine
InzidentprÃ¼fung der Rechtsgrundlagen der EHV in der Klage gegen den
Honorarbescheid angefÃ¼hrten GrÃ¼nde (vgl. dazu BSG, Urteil vom 9. Dezember
2004 â�� B 6 KA 44/03 R -, juris, Rn. 112; BSG, Urteil vom 19. Februar 2014 â�� B 6
KA 8/13 R â��, SozR 4-2500 Â§ 85 Nr. 80, Rn. 20) greifen hier nicht durch.
Rechtsschutzziel war bereits erstinstanzlich allein die KlÃ¤rung der
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RechtmÃ¤Ã�igkeit des Einbehalts zur EHV. Nach der seinerzeit geltenden
Rechtslage vor dem Quartal III/2012 wurde insoweit kein gesonderter
Beitragsbescheid zur EHV erlassen, wie dies insbesondere nach der Umstellung auf
das Beitragsklassensystem ab dem Quartal III/2012 praktiziert wurde. Vielmehr
erscheint der Einbehalt zunÃ¤chst als Rechenposition in der Anlage zum
Honorarbescheid (vgl. unter "Arztrechnung", Bl. 26 der Verwaltungsakte).
Offenbleiben kann insoweit, ob es sich bei der Ausweisung des Einbehalts um einen
Verwaltungsakt handelt oder lediglich um eine belastende Nebenbestimmung zum
begÃ¼nstigenden Verwaltungsakt. Jedenfalls enthÃ¤lt der Honorarbescheid eine
Anlage mit dem Titel "Nachweis zu den berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Kosten
gemÃ¤Ã� Â§ 5 der GrundsÃ¤tze der EHV PrimÃ¤rkassen und Ersatzkassen" (Bl. 6
der Verwaltungsakte), in der das EHV-relevante Honorar mit 96,20% der
Honorarforderung festgesetzt wurde. Damit wurde eine fÃ¼r die HÃ¶he des EHV-
Einbehalts maÃ�gebliche individuell-konkrete Regelung getroffen (vgl. auch
Senatsurteil vom 6. Dezember 2017 â�� L 4 KA 10/15 â��, Rn. 26, juris). Die
erstinstanzlich bereits verfolgte Bescheidungsklage ist dagegen nicht statthaft, da
das Rechtsschutzziel des KlÃ¤gers nicht auf eine abweichende Festsetzung des EHV-
Einbehalts gerichtet ist, sondern darauf, in dem streitgegenstÃ¤ndlichen Quartal
gar nicht zur EHV herangezogen zu werden, da er der Rechtsauffassung ist, der EHV-
Einbehalt ohne Steigerung des EHV-Honorars sei verfassungswidrig. Dieses
Rechtsschutzziel kann er mit der (Teil-)Anfechtungsklage erreichen. Die
grundsÃ¤tzliche Teilnahme an der EHV stellt der KlÃ¤ger nicht in Frage, sondern
richtet sich lediglich gegen den Abzug des EHV-Einbehalts, den er fÃ¼r rechtswidrig
hÃ¤lt.

Die Anfechtungsklage ist auch begrÃ¼ndet, denn der Honorarbescheid vom 28.
September 2012 fÃ¼r das Quartal II/2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 3. April 2013 ist rechtswidrig, soweit damit BeitrÃ¤ge fÃ¼r die EHV einbehalten
wurden.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die Heranziehung von VertragsÃ¤rzten zur EHV sind im
Quartal II/2012 die ab 1. Juli 2006 gÃ¼ltigen GrundsÃ¤tze der Erweiterten
Honorarverteilung der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung Hessen in der geÃ¤nderten
Fassung ab Oktober 2011, insbesondere auch mit der von der
Vertreterversammlung der Beklagten am 31. Oktober und 12. Dezember 2009
beschlossenen und ab Mai und von dem aufsichtsfÃ¼hrenden Ministerium des
Landes Hessen am 26. Februar 2010 genehmigten Ã�nderung (verÃ¶ffentlicht in
EHV Aktuell der KV Hessen, Sonderausgabe 1/2010 vom 11. Mai 2010 â�� GEHV).
Diese Neufassung der GEHV steht mit der gesetzlichen ErmÃ¤chtigungsgrundlage in
Â§ 8 des Gesetzes Ã¼ber die KV und die KZV Hessen vom 22. Dezember 1953
(KVHG; GVBI, 206) grundsÃ¤tzlich in Einklang. Â§ 8 KVHG ist ihrerseits
bundesrechts- und verfassungskonform und damit uneingeschrÃ¤nkt wirksam (BSG,
Urteil vom 16. Juli 2008 â�� B 6 KA 38/07 R â�� BSGE 101, 106 Rdnr. 24 ff.; Urteil
vom 19. Februar 2014 â�� B 6 KA 8/13 R â�� juris Rdnr. 32 ff.). Zur Finanzierung der
EHV wird ein Teil der von den Krankenkassen gezahlten GesamtvergÃ¼tungen von
der Beklagten mit der Folge einbehalten, dass sich der von den aktiven Teilnehmern
an der Honorarverteilung erzielte Punktwert entsprechend verringert. Der
einbehaltene Betrag wird im Wege eines Umlageverfahrens an die
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Anspruchsberechtigten in der inaktiven Phase verteilt. Der Vertragsarzt erwirbt im
Regelfall AnsprÃ¼che auf Teilnahme an der EHV in Form eines Anteils in einem
bestimmten Vomhundertsatz des jeweiligen Durchschnittshonorars der aktiven
VertragsÃ¤rzte. Die HÃ¶he des Anteils richte sich nach der Dauer der
vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit und dem VerhÃ¤ltnis des Abrechnungsvolumens des
Vertragsarztes zum Durchschnitt aller hessischen VertragsÃ¤rzte. FÃ¼r
VertragsÃ¤rzte wird nach Â§ 8 Abs. 1 GEHV die fÃ¼r die Finanzierung der nach Â§Â§
3 ff. GEHV festgestellten EHV-AnsprÃ¼che notwendigen Mittel durch Quotierung der
im Rahmen der Honorarverteilung festgestellten Punktwerte bereitgestellt. Die
Quote darf dabei einen Wert von 5% nicht Ã¼berschreiten. Die festgestellten
AnsprÃ¼che beziehen sich dabei auf das jeweils anerkannt durchschnittliche
Honorar aus der Behandlung von Versicherten der PrimÃ¤r- und Ersatzkassen
gemÃ¤Ã� Â§ 3 in Verbindung mit Â§ 5 Abs. 3 GEHV. Sollten die erforderlichen Mittel
(nach Abs. 1 Satz 2) fÃ¼r die Finanzierung der EHV-AnsprÃ¼che nicht ausreichen,
sind alle AnsprÃ¼che Ã¼ber einen Nachhaltigkeitsfaktor zu quotieren. Die
Quotierung durch den Nachhaltigkeitsfaktor darf die EHV-AnsprÃ¼che um bis zu
maximal 20% mindern. Soweit der Nachhaltigkeitsfaktor einen Wert von weniger als
80% der EHV-AnsprÃ¼che erreicht, wird die Belastungsgrenze der aktiven
VertragsÃ¤rzte nach Satz 2 ausnahmsweise soweit erhÃ¶ht, dass die AnsprÃ¼che
bis zur HÃ¶he von 80% bedient werden kÃ¶nnen. Die quotenmÃ¤Ã�igen
Belastungen der Punktwerte der Honorarverteilung nach Satz 2 dÃ¼rfen in diesem
Fall aber einen Wert von 6 % nicht Ã¼berschreiten. Soweit die quotenmÃ¤Ã�ige
Belastung der Punktwerte den Wert von 6 % Ã¼berschreite, erfolgt eine weitere
Absenkung des Nachhaltigkeitsfaktors. Nimmt ein Vertragsarzt nach Vollendung des
65. Lebensjahres an der EHV teil und ist er zugleich vertragsÃ¤rztlich im Sinne von
Â§ 2 Abs. 2 GEHV tÃ¤tig, erhÃ¶ht sich der bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres
erworbene Anspruch auf Teilnahme an der EHV durch weitere vertragsÃ¤rztliche
TÃ¤tigkeit nicht (Â§ 8 Abs. 1 Satz 5 GEHV).

Der EHV-Einbehalt im streitgegenstÃ¤ndlichen Honorarbescheid ist unter
Anwendung der vorgenannten Vorschriften ordnungsgemÃ¤Ã� durchgefÃ¼hrt
worden und hat zur Folge, dass vom Honorar des KlÃ¤gers, der nach Vollendung
des 65. Lebensjahres seit dem Quartal II/2003 an der EHV teilnimmt und zugleich
seit dem 12. April 2012 wieder vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig ist, zwar zur Finanzierung
der EHV durch die Quotierung des Honorars herangezogen wird, aber der EHV-
Einbehalt von seinem Quartalshonorar weder zur Steigerung seines aus der EHV
erzielten Honorars im streitgegenstÃ¤ndlichen Quartal fÃ¼hrt noch zum Erwerb
weiterer Anwartschaften, die zukÃ¼nftig â�� z. B. nach der endgÃ¼ltigen
Beendigung der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit â�� leistungssteigernd auf seinen
EHV-Anspruchssatz wirken wÃ¼rden.

Â§ 8 Abs. 1 Satz 5 GEHV verstÃ¶Ã�t daher jedenfalls fÃ¼r solche VertragsÃ¤rzte,
die wie der KlÃ¤ger nach der Vollendung des 65. Lebensjahres bereits an der EHV
teilnehmen, weiter vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig sind und den AnspruchshÃ¶chstsatz von
18 % (vgl. Â§ 3 Abs. 1 GEHV) noch nicht erreicht haben, gegen den Grundsatz der
Honorarverteilungsgerechtigkeit (Art. 12 Abs. 1 i. V. m. Art. 3 Abs. 1 GG).

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts ergeben sich die materiellen
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Anforderungen an gesetzliche wie untergesetzliche Regelungen der Alters- und
InvaliditÃ¤tssicherung von VertragsÃ¤rzten fÃ¼r die Beitragsseite insbesondere aus
dem Grundsatz der Honorarverteilungsgerechtigkeit (Art. 12 Abs. 1 i. V. m. Art. 3
Abs. 1 GG) und den allgemeinen Anforderungen an die Ausgestaltung von
BeitrÃ¤gen aus Art. 3 Abs. 1 GG. Der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1
GG gebietet dem Normgeber, wesentlich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches
ungleich zu behandeln (vgl. BVerfGE 98, 365 (385); 130, 240 (252); stRspr).
Hinsichtlich der Anforderungen aus Art. 3 Abs. 1 GG an die Ausgestaltung des
Honorareinbehalts als Beitrag zur EHV kann zudem auf die verfassungsrechtlichen
Anforderungen an die Regelung von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen
zurÃ¼ckgegriffen werden. Die EHV ist zwar kein Teil der Sozialversicherung, sie
basiert jedoch auf dem auch eine solche Versicherung tragenden Gedanken einer
kollektiven Pflichtversicherung zur Absicherung der Risiken von InvaliditÃ¤t und
Alter. Diese AnnÃ¤hrung an den Charakter einer solidarischen Pflichtversicherung
rechtfertigt es, die vorgenannten, seitens des BVerfG fÃ¼r den Bereich der
Sozialversicherung aufgestellten GrundsÃ¤tze sinngemÃ¤Ã� auch auf die EHV zu
Ã¼bertragen (so ausdrÃ¼cklich BSG, Urteil vom 19. Februar 2014 â�� B 6 KA 8/13
R â��, SozR 4-2500 Â§ 85 Nr. 80, Rn. 43; vgl. auch Urteil des erkennenden Senats
vom 11. April 2018, L 4 KA 11/15, Revision anhÃ¤ngig: B 6 KA 16/18 R). Insofern hat
der Satzungsgeber das beitragsrechtliche Ã�quivalenzprinzip und den solidarischen
Charakter der Alterssicherung, der fÃ¼r eine Verbeitragung nach wirtschaftlicher
LeistungsfÃ¤higkeit streitet (vgl. BVerfGE 79, 223 (Leitsatz 2)), gegeneinander
abzuwÃ¤gen und in Ausgleich zu bringen (vgl. zur Sozialversicherung Bittner, in:
Emmenegger/Wiedmann (Hrsg.), Linien der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts â�� erÃ¶rtert von den wissenschaftlichen Mitarbeitern
(Band 2), 2011. S. 213 (219 ff.); Ã¤hnl. auch Oppermann, in: Masuch u.a. (Hrsg.),
Grundlagen und Herausforderungen des Sozialstaats; Bundessozialgericht und
Sozialstaatsforschung Band 2, 2015, S. 83 (103)). Dabei fordert das Ã�quivalenz-,
Beitrags- oder Versicherungsprinzip, dass im Grundsatz gleicher Beitragsleistung
und gleicher Bedarfssituation gleiche Versicherungsleistungen gegenÃ¼ber stehen,
mithin im Grundsatz eine Ã�quivalenz von Beitrag und Leistung besteht (BVerfGE
79, 87 (101)). Von Verfassungs wegen ist es aber nicht geboten, dass bei der
Bemessung eine versicherungsmathematische IndividualÃ¤quivalenz zwischen den
entrichteten BeitrÃ¤gen und der HÃ¶he der Leistungen erzielt wird (BVerfG,
Beschluss vom 11. Januar 1995 â�� 1 BvR 892/88 â��, Rn. 57, juris; vgl. BVerfGE
51, 115 (124); 53, 313 (328)). Vielmehr kann das Ã�quivalenzprinzip bei der EHV
ebenso wie bei berufsstÃ¤ndischen Versorgungseinrichtungen eine Modifikation
durch den Gedanken der SolidaritÃ¤t erfahren (Urteil des erkennenden Senats vom
11. April 2018, L 4 KA 11/15, Revision anhÃ¤ngig: B 6 KA 16/18 R; unter Hinweis
auf: BSG, Urteil vom 9. Dezember 2004 â�� B 6 KA 44/03 R â��, juris Rn. 123, = 
BSGE 94, 50).

Nach der Rechtsprechung des Senats sind dabei sowohl die Erhebung der EHV-
BeitrÃ¤ge nach Beitragsklassen (Senatsurteil vom 11. April 2018, L 4 KA 11/15,
Revision anhÃ¤ngig: B 6 KA 16/18 R) als auch die Begrenzung des Anspruchs aus
der EHV auf einen HÃ¶chstsatz von 18 % (Senatsbeschluss vom 14. Dezember
2011, L 4 KA 78/10) rechtlich nicht zu beanstanden, da es sich dabei um
Modifizierungen der Ã�quivalenzprinzips durch das SolidaritÃ¤tsprinzip handelt.
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Dieses Solidarprinzip, das im Zusammenschluss der Versicherten zu einer
Gefahrengemeinschaft mit dem Ziel zum Ausdruck kommt, im kollektiven Beistand
auch den wirtschaftlich und sozial SchwÃ¤cheren eine Absicherung der
Lebensrisiken zu ermÃ¶glichen, rechtfertigt Differenzierungen nach der
LeistungsfÃ¤higkeit der Mitglieder (BVerfG â�� 2. Kammer des Ersten Senats -, NJW
1990, 1653; BSG, Urteil vom 9. Dezember 2004, a.a.O. Rdnr. 119). Mit dem
Grundsatz der Honorarverteilungsgerechtigkeit (Art. 12 Abs. 1 i. V. m. Art. 3 Abs. 1
GG) ist es daher als Modifikation des Ã�quivalenzprinzips grundsÃ¤tzlich vereinbar,
dass die Gruppe der Ã¼ber 65jÃ¤hrigen VertragsÃ¤rzte, die bereits Honorar aus der
EHV beziehen und noch weiter vertragsÃ¤rztlich aktiv sind, durch Abzug des EHV-
Honorars zu der Finanzierung der EHV herangezogen werden. Es entspricht dem
Solidarprinzip, dass diese Gruppe der VertragsÃ¤rzte nach ihrer wirtschaftlichen
LeistungsfÃ¤higkeit zur Finanzierung der Solidargemeinschaft aller VertragsÃ¤rzte
mit BeitrÃ¤gen aus dem vertragsÃ¤rztlichen Honorar belastet werden, denn sie
erwirtschaften zusÃ¤tzlich zu ihrem Honorar aus der Teilnahme zur EHV (wie ein
inaktiver Vertragsarzt) noch Honorar aus der weitergefÃ¼hrten vertragsÃ¤rztlichen
TÃ¤tigkeit (wie ein aktiver Vertragsarzt) und sind daher bei typisierender
Betrachtung als Gruppe wirtschaftlich leistungsfÃ¤higer als VertragsÃ¤rzte, die
entweder nur Honorar als aktiver Vertragsarzt aus ihrer vertragsÃ¤rztlichen
TÃ¤tigkeit erzielen oder nur als inaktiver Vertragsarzt an der EHV teilnehmen und
EHV-Honorar erwirtschaften. Nicht mehr mit einem verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igen Ausgleich
von Ã�quivalenzprinzip und Solidarprinzip und damit nicht mehr mit Art. 3 Abs. 1 i.
V. m. Art. 12 Abs. 1 GG vereinbar ist es allerdings, wenn dem EHV-Abzug bei
denjenigen VertragsÃ¤rzten, die â�� wie der KlÃ¤ger â�� innerhalb dieser Gruppe
noch nicht den AnspruchshÃ¶chstsatz nach Â§ 3 Abs. 1 GEHV erreicht haben,
keinerlei Leistung im Sinne einer AnwartschaftserhÃ¶hung oder ErhÃ¶hung des EHV-
Honorars als BeitragsÃ¤quivalent mehr gegenÃ¼ber steht. Bis zum Erreichen des
AnspruchshÃ¶chstsatzes von 18% sind diese VertragsÃ¤rzte im System der EHV
zum Schutz vor den Risiken des Alters und der InvaliditÃ¤t nach der Wertung des
Satzungsgebers in Â§ 3 Abs. 1 GEHV selbst noch sozial schutzbedÃ¼rftig, so dass
sie mit dem EHV-Abzug auf das durch ihre â�� Ã¼ber das 65. Lebensjahr
hinausreichende â�� vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit erwirtschaftete Honorar
unangemessen hoch belastet werden, wenn sie hierfÃ¼r auf der Leistungsseite â��
sei es durch hÃ¶here EHV-Leistungen oder ErhÃ¶hung ihrer Anwartschaft â��
keinerlei Ausgleich erhalten. FÃ¼r diesen fehlenden Ausgleich ist auch keine
anderweitige, sachgerechte Rechtfertigung (vgl. insoweit BVerfG, Beschluss vom
16. Oktober 1962, 2 BvL 27/60 â�� BVerfGE 14, 312ff zur Entrichtung von
BeitrÃ¤gen nach Â§ 113 AVG fÃ¼r Versicherte fÃ¼r nach Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1 AVG
versicherungsfreie Bezieher von Altersruhegeld) ersichtlich. Soweit die Beklagte
anfÃ¼hrt, wenn ein Vertragsarzt, der bereits Leistungen der EHV bezieht nach der
Vollendung des 65. Lebensjahres wieder eine vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit
aufnimmt, ohne AbzÃ¼ge an die EHV abzufÃ¼hren, bestÃ¼nden
UmgehungsmÃ¶glichkeiten, bezieht sich dies offenkundig auf die MÃ¶glichkeit aus
der (wiederaufgenommenen) vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit Honorar zu erzielen
ohne zugleich an der Finanzierungslast der EHV zu partizipieren. Insoweit
Ã¼bersieht die Beklagte â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� dass das SpannungsverhÃ¤ltnis
von BeitragsÃ¤quivalenz und Solidarprinzip fÃ¼r sozial schutzbedÃ¼rftige
VertragsÃ¤rzte einen Ausgleich auf der Leistungsseite verlangt.
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Der Honorarbescheid vom 28. September 2012 fÃ¼r das Quartal II/2012 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 3. April 2013 war aufzuheben, soweit damit
AbzÃ¼ge fÃ¼r die EHV einbehalten wurden, da es dem Verwaltungsakt mit Â§ 8
Abs. 1 Satz 5 GEHV an einer verfassungskonformen Rechtsgrundlage fehlt.

Die Kostengrundentscheidung folgt aus Â§ 197a Abs. 1 SGG i. V. m. Â§ 155 Abs. 1
Satz 3 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) und berÃ¼cksichtigt, dass die Beklagte
nur zu einem ganz geringen Teil obsiegt hat, nÃ¤mlich soweit sie in der
erstinstanzlichen Entscheidung zur Neubescheidung verpflichtet wurde, was aber im
Ergebnis sogar zu einer prozessualen Besserstellung des KlÃ¤gers fÃ¼hrte.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.
Insbesondere kommt der Frage der Vereinbarkeit von Â§ 8 Abs. 1 Satz 5 GEHV in
der ab 1. Juli 2006 gÃ¼ltigen, ab 12. Mai 2010 geÃ¤nderten Fassung
(verÃ¶ffentlicht in EHV Aktuell der KV Hessen, Sonderausgabe 1/2010 vom 11. Mai
2010 â�� GEHV) mit hÃ¶herrangigem Recht â�� hier vor allem Art. 3 Abs. 1 GG â��
keine grundsÃ¤tzliche Bedeutung zu, da fÃ¼r den Senat eine allgemeine Ã¼ber
den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der Rechtsfrage nicht erkennbar geworden
ist. Auch die Beklagte hat eine entsprechende Breitenwirkung, also eine Bedeutung
fÃ¼r eine nicht unerhebliche Anzahl laufender Verfahren, nicht vorgetragen. Es ist
auch nicht vorgetragen oder erkennbar, dass es sich um ein sog. Musterverfahren
handelt. Da es sich Ã¼berdies bei Â§ 8 Abs. 1 Satz 5 GEHV in der hier
maÃ�geblichen Fassung um auÃ�er Kraft getretenes Recht handelt, ist die
KlÃ¤rungsbedÃ¼rftigkeit der Rechtsfrage zu verneinen.

Erstellt am: 12.11.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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